Ausgabe A. 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 72 Ausgegeben Danzig, den 23. Dezember 1931 


191 Verordnung 
betreffend Vereinfachung und Erſparniſſe in der Rechtspflege. 
8 Vom 18.12. 1931. 


Auf Grund des $S 1 Ziff. 1 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. September 1931 (G. Bl. ©. 719) 
wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 

8 1 

4) Für Verbrechen und Vergehen, die an ſich zur Zuſtändigkeit der Amtsgerichte gehören, ſind 
als erkennende Gerichte erſter Inſtanz die großen Strafkammern zuſtändig, wenn eine Vorunterſuchung 
ſtattgefunden hat und die Staatsanwaltſchaft bei Einreichung der Anklageſchrift die Eröffnung des 
Hauptverfahrens vor der großen Strafkammer beantragt. Die Staatsanwaltſchaft ſoll den Antrag 
nur ſtellen, wenn die Hauptverhandlung, insbeſondere mit Rückſicht auf die Zahl der Angeklagten oder 
der zu vernehmenden Zeugen oder Sachverſtändigen, vorausſichtlich mehr als ſechs Sitzungstage in An⸗ 
ſpruch nehmen wird. 

. 2) Auf die Hauptverhandlung finden die für die Hauptverhandlung vor dem Schöffengericht gel- 
tenden Vorſchriften mit Ausnahme des § 245 Abſ. 2 Satz 1 St. P. O. in der Faſſung der Verordnung 
vom 10. März 1931 (G. Bl. S. 42) Anwendung. a 

: BEN 

(1) Übertretungen werden nur verfolgt, wenn es das öffentliche Intereſſe erfordert. 

(2) Nach Erhebung der Klage kann das Gericht mit Zuſtimmung der Staatsanwaltſchaft das 
Verfahren wegen einer Übertretung einſtellen, wenn das öffentliche Intereſſe die Verfolgung nicht er⸗ 
fordert. N 

Hängt die Erhebung der öffentlichen Klage wegen eines Vergehens von der Beurteilung einer 
Frage ab, die nach bürgerlichem Recht oder nach Verwaltungsrecht zu beurteilen iſt, ſo kann die 
Stagatsanwaltſchaft zur Austragung der Frage im bürgerlichen Streitverfahren oder im Verwaltungs- 
ſtreitverfahren eine Friſt beſtimmen. Hiervon iſt der Anzeigende zu benachrichtigen. Nach fruchtloſem 
Ablauf der Friſt kann die Staatsanwaltſchaft das Verfahren einſtellen. i 


8 4 

(1) Das beſchleunigte Verfahren nach S 212 St. P. O. iſt auch bei allen übrigen zur Zuſtändig⸗ 
keit der Amtsgerichte gehörenden ſtrafbaren Handlungen, die an öffentlichen Orten, in Verſammlungen 
oder durch Verbreitung oder Anſchlag von Schriften, Abbildungen oder Darſtellungen begangen worden 
ſind, und zwar auch dann zuläſſig, wenn der Beſchuldigte ſich weder freiwillig ſtellt, noch infolge einer 
vorläufigen Feſtnahme dem Gericht vorgeführt wird. 

(2) Soweit in dem beſchleunigten Verfahren nach § 212 St. P. O. eine Ladung zur Hauptver⸗ 
handlung ſtattfindet, beträgt die Ladungsfriſt drei Tage. Sie kann auf 24 Stunden herabgeſetzt 
werden. i 
(3) Zeigt ſich in einem beſchleunigten Verfahren nach §S 212 St. P. O., daß die Sache zur Ver⸗ 
handlung in dieſem Verfahren nicht geeignet iſt, jo kann das Gericht, ſolange noch kein Urteil erlaſſen 
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it, die Sache an die Staatsanwaltſchaft zurückverweiſen. Geſchieht dies, fo gilt die öffentliche Klage 
als nicht erhoben. Der Beſchluß iſt nicht anfechtbar. 


’ 5 § 5 
Im Verfahren vor dem Amtsrichter und dem Schöffengericht kann der Angeklagte, auch wenn 
ein Verbrechen, das nicht nur wegen Rückfalls Verbrechen iſt, den Gegenſtand der Aburteilung bildet, 
auf ſeinen Antrag von der Verpflichtung zum Erſcheinen in der Hauptverhandlung entbunden werden, 
ſofern es ſich um eine Sache von minderer Bedeutung handelt. 


§ 6 

(1) Sind bei einem im Wege der Privatklage verfolgten Vergehen die Schuld des Täters gering 
und die Folgen der Tat unbedeutend, ſo kann das Gericht von Erhebung der Privatklage an bis 
zur Verkündung des Artiels erſter Inſtanz und, ſoweit zuläſſige Berufung eingelegt iſt, bis zur Ver⸗ 
kündung des Arteils zweiter Inſtanz das Verfahren durch Beſchluß einſtellen. Zur Einſtellung des 
Verfahrens bedarf es weder der Zuſtimmung der Staatsanwaltſchaft noch der des Privatklägers noch 
der des Beſchuldigten. 5 ' 

(2) Wird das Verfahren nach Abſ. 1 eingeſtellt, ſo kann das Gericht die in dem Verfahren 
entſtandenen Auslagen ſowie die dem Privatkläger und dem Beſchuldigten erwachſenen notwendigen Aus- 
lagen angemeſſen verteilen oder dem Beſchuldigten ganz auferlegen. Eine Gebühr wird nicht erhoben. 
Die Einſtellung nach Abſ. 1 kann auch erfolgen, bevor der von dem Privatkläger zu zahlende Ge- 
bührenvorſchuß eingezahlt iſt. i 

(3) Gegen die Einſtellung des Verfahrens findet ſofortige Beſchwerde ſtatt. 

§ 7 

(1) Hatte in einer Privatklageſache der Angeklagte oder ſein Verteidiger die Berufung eingelegt, 
ſo ſteht dem Angeklagten das Rechtsmittel der Reviſion gegen das Arteil des Landgerichts nicht zu. 
Dasſelbe gilt für den Privatkläger, wenn er oder ſein Vertreter die Berufung eingelegt hatte. 

(2) Für Privatklagen, die ein nach dem Geſetze gegen den unlauteren Wettbewerb ſtrafbares 
Vergehen oder eine als Vergehen ſtrafbare Verletzung des Urheberrechts betreffen, und für die 


Rechte des Nebenklägers verbleibt es bei den bisherigen Vorſchriften. 


8 8 
(1) S 511 a Abſ. 1 Z. P. O. erhält folgende Faſſung: 
„In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten über vermögensrechtliche Anſprüche iſt die Zuläſſigkeit 
der Berufung durch einen den Betrag von einhundert Gulden überſteigenden Wert des Beſchwerde⸗ 
gegenſtandes bedingt.“ t 
(2) Die für die Entſcheidung durch Schiedsurteil im Verfahren vor den Amtsgerichten nach 
§ 20 der Entlaſtungsverordnung in der Faſſung der Verordnung vom 18. Januar 1927 (G. Bl. S. 39) 
maßgebende Wertgrenze wird auf einhundert Gulden feſtgeſetzt. 25 

(3) Für Verfahren, die vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung anhängig geworden ſind, ſind 
die bisherigen Vorſchriften weiter anzuwenden. i 


8 9 
§ 519 Abſ. 6 Z. P. O. erhält folgende Faſſung: 

„Sofern nicht dem Berufungskläger das Armenrecht bewilligt iſt oder Gebührenfreiheit zu⸗ 
ſteht, hat er bis zum Ablauf der Friſt für die Berufungsbegründung nachzuweiſen, daß er die 
für die Berufungsinſtanz von ihm erforderte Prozeßgebühr gezahlt hat. Die Friſt zur Ein⸗ 
zahlung der Prozeßgebühr kann auf Antrag in beſonderen Fällen von dem Vorſitzenden ver- 
längert werden. Falls die Prozeßgebühr vor Ablauf der Friſt für die Berufungsbegründung 
nicht erfordert worden iſt, hat der Vorſitzende eine Friſt für den Nachweis der Zahlung der Ge- 
bühr zu beſtimmen. Wird der Nachweis nicht vor Ablauf der Friſt erbracht, ſo gilt die Berufung 
als nicht in der geſetzlichen Form begründet. Hat der Berufungskläger die Bewilligung des Armen⸗ 
rechts vor Ablauf der Friſt zur Berufungsbegründung beantragt und den Nachweis erbracht, 
daß er die in den $$ 39a, 74 b des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes zu entrichtende Gebühr ge⸗ 
zahlt hat, ſo endet die Friſt nicht vor Ablauf einer Woche nach der Zuſtellung des auf dieſes 
Geſuch ergehenden Beſchluſſes und, wenn vor Ablauf der Friſt gegen den Beſchluß Beſchwerde 
eingelegt wird, nicht vor Ablauf einer Woche nach Zuſtellung des auf die Beſchwerde ergehenden 
Beſchluſſes.“ 
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(1) In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten hat eine im Sinne des $ 114 Abſ. 1 Z. P. O. bedürftige 
Partei auf die Bewilligung des Armenrechts nur Anſpruch, wenn die beabſichtigte Rechtsverfolgung 
oder Rechtsverteidigung Ausſicht auf Erfolg bietet. 

(2) Das Armenrecht iſt zu verſagen, wenn die beabſichtigte Rechtsverfolgung oder Rechtsver⸗ 
teidigung mutwillig iſt; als mutwillig iſt die Rechtsverfolgung auch inſoweit anzuſehen, als anzu⸗ 
nehmen iſt, daß eine nicht das Armenrecht beanſpruchende Partei bei verſtändiger Würdigung aller 
Umſtände des Falles, insbeſondere auch der für die Beitreibung ihres Anſpruchs beſtehenden Aus— 
ſichten von einer Prozeßführung abſehen oder nur einen Teil des Anſpruchs geltend machen würde. 

(3) Das Gericht kann von dem Antragſteller eine Glaubhaftmachung ſeiner tatſächlichen Angaben 
fordern. Es ſoll, wenn dies nicht aus beſonderen Gründen unzweckmäßig erſcheint, vor der Bewilli— 
gung des Armenrechts den Gegner hören und kann, ſoweit dies ohne eine erhebliche Verzögerung mög⸗ 
lich iſt, Erhebungen anſtellen. Dieſe Maßnahmen ſind im Verfahren vor den Kollegialgerichten durch 
ein vom Vorſitzenden beauftragtes Mitglied des Gerichts oder durch einen von ihm erſuchten Richter 
durchzuführen. 

(4) Eine teilweiſe Bewilligung des Armenrechts findet unter den Vorausſetzungen des § 115 
Abi. 2 Z. P. O. auch in nichtvermögensrechtlichen Streitigkeiten ſtatt. 

(5) Gegen einen die Bewilligung = e s verſagenden Beſchluß des Besch oendegerichſ 
iſt die weitere Beſchwerde ausgeſchloſſen 


* 


§ 11 


Soweit die Vornahme einer gerichtlichen oe die mit baren Auslagen 1 iſt, 
von der vorherigen Zahlung eines Vorſchuſſes abhängig gemacht werden kann (SS 379, 402 Z. P. O., 
§ 84 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes), ſoll das Gericht von dieſer Befugnis Gebrauch machen. 


§ 12 
§ 39 a des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes werden unter Aufhebung des durch Verordnung 
vom 15 es 1931 (Gel. Bl. S. 55) eingefügten Abſatz 3 die folgenden Beſtimmungen als Abſätze 
3 bis 5 eingefügt: 

(3) „Die Gebühr wird fällig mit Stellung Je Antrages oder Einlegung der Beſchwerde. 
Wird ſie nicht innerhalb zwei Wochen nach Fälligkeit, im Falle des S 516 Z. P. O. bis zum 
Ablaufe der Berufungsfriſt oder im Falle des S 519 Abſ. 6 Satz 4 Z. P. O. bis zum Ablauf 
der Berufungsbegründungsfriſt entrichtet, jo gilt der Antrag oder die Beſchwerde als zurüd- 
genommen. 

(4) Die Geſchäftsſtelle ſoll dem Antragſteller, der die Gebühr nicht mit der Einreichung des 
Antrages entrichtet, ſofort die Höhe der Gebühr mitteilen und ihn auf die Rechtsfolgen der 
unterlaſſenen Zahlung hinweiſen. 

(5) Die Gebühr wird nicht erhoben, wenn 

a) das Armutszeugnis von der vormundſchaftlichen Behörde ausgeſtellt wird, 

b) die Beibringung eines Armutszeug niſſes nicht nötig iſt, 

c) dem Berufungsbeklagten ſchon in erſter Inſtanz das Armenrecht bewilligt war.“ 

§ 13 
§ 4 der Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige iſt bis auf weiteres nicht mehr an⸗ 
zuwenden. 
s 14 
(1) Iſt bei Inkrafttreten des § 1 die Anklageſchrift bereits eingereicht, jo kann die Staatsan⸗ 
waltſchaft den Antrag auf Eröffnung des Hauptverfahrens vor der großen Strafkammer bis zum 
Beginn der Hauptverhandlung nachholen. Iſt bei Nachholung des Antrags das Hauptverfahren 
vor dem Amtsgerichte bereits eröffnet, ſo hat die Strafkammer, die das Hauptverfahren eröffnet hat, 
die Sache durch Beſchluß an die große Strafkammer zu verweiſen. 

(2) In den Fällen des Abſ. 1 Satz 2 treten die Richter, die bei Inkrafttreten des §S 1 als Vor⸗ 
ſitzender oder Mitglied des Schöffengerichts oder deren Stellvertreter berufen waren, für dieſe Straf⸗ 
ſache in gleicher Eigenſchaft in die große Strafkammer über, wenn ſie bereits mit der Vorbereitung 
der Hauptverhandlung vor dem Schöffengerichte befaßt waren; das Präſidium des Landgerichts be— 
ſtimmt, wer von den ſtändigen Mitgliedern der großen Strafkammer und ihren regelmäßigen Ver⸗ 
el auszuſcheiden hat. 
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(3) Der e der zur Hauptverhandlung vor dem Amtsgerichte geladen war, kann die 


Einhaltung der Ladungsfriſt nicht mehr beanſpruchen, wenn der Termin zur Hauptverhandlung vor 
der großen Strafkammer auf den für die Verhandlung vor dem Amtsgerichte beſtimmten Tag an⸗ 
beraumt wird; entſprechendes gilt für den Verteidiger. 
§ 15 
Die 2 1 tritt am 1. Januar 1932 in Kraft. 


Sind in den Fällen der SS 9 und 12 Anträge auf Bewilligung des An r bei Intraft⸗ 
treten dieſer Verordnung bereits geſtellt, ſo erfolgt ihre Erledigung nach Maßgabe der bisher geltenden 
Beſtimmungen. a 5 


Danzig, den 18. Dezember 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dumont 


192 Verordnung 
betr. Anderung des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes und der e für Notare. 
Vom 18. Dezember 1931. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 2 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. September 1931 1 40 Bl. S. 719) 
wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel ! 


Das Preußiſche Gerichtskoſtengeſetz in der für Danzig geltenden Faſſung (G. Bl. 1923 5 392, 
1094, 1101, 1242; 1924 S. 17, 101, 246; 1925 S. 54; 1926 ©. 65; 1928 ©. 32, 78; 1931 
©. 41, 645) wird, wie folgt, geändert: 


1. $ 32 erhält folgende Faſſung: 
Die volle Gebühr beträgt bei ges im Werte 


1. bis 50 G einſchließlich. . JJ... 2,50 G 
2. von mehr als 50 G 1 100 G einſchließlich . 3,— 8 
8. 7 „ „ 100 G » 200 G 95 2 4,— G 
A e 300 G 5 5 EG 
„ 300 5, 500 G 5 PING 
. 500 10008 5; ; 926 
VVV 1500 G 5 d, 
I ͤ „ 2000 G „5 VOR SH 8 
9 ee 2500 G 5 e 
10,00 3000 G 5 RE CR 
115%, % 5, 3500 G Er „ 
VVV 4000 G 5 5 
13. ” „ „ 4000 G 557 5000 G 7 . 24, — G 
FVV 6000 G EEE: 
n 7000 G 5 EIG 
16.347 10 8000 G „ „5 
17. 2.,25,8.9:2280001@ 5, 9000 G 5 330 
1839 % „„ 90006 990 „5 38 
19% „„ „ 10.000:G2,,= -122000:G = 5 
20. „ „ „ 12000 6 „ 14000 G re 8 
2. „ „ ee e ee AB. 
32 8 = Bee 
7 FT 5 „ 
ZZ i 0 
25. „ „ „ 22000 „ 24000 G 75 8 
25. „ „ 24000 c 00 5 68. 
2 5 „ 26000 C „ 28 000 G 7 ER 12 8 


38. „ „ „ 28 000 „ 30 000 G 
29. % „ „ 30000 6 „ 35000 8 


5 > 80,— G 
553535 88,— G 


E 


30. von mei als 35000 G bis 40,000 G einſchließlich. 100, G 


) 40,000 @., + 50.000.@% >, 112, 6 
J 3 124 8 
i 260.000:G 310.000, 0 5 180 8 
% ᷑ f = 1 8 
ZZV M °,..90.000.G 10 100.0 
36. 90000 G „ 100000 G 112 8 


f Die Feineven Wertklaſſen ſteigen um je 10 000 G und 98 Gebühren um je 12, — G. 
Im $ 50 Abſ. 1 Ziffer 2 tritt an die Stelle der Zahl „25“ die Zahl NE 
Im $ 51 Abſ. 1 wird die Zahl „65“ durch die Zahl „56“ erſetzt. 
„Im $ 52 wird die Zahl „25“ durch die Zahl „22“ e 
Im § 55 
a) treten in Abi. 2 an die Stelle der Worte „zwei Zehnteile der vollen Gebühr“ die Worte 
„fünf Zehnteile der vollen Gebühr“; f 
b) erhält in Abſ. 3 der Satz nach dem Semikolon folgende Faſſung: 
„; von der jo berechneten Gebühr wird der Anteil der Perſonen, deren Eintragung als 
Eigentümer nach Abſ. 2 nur an Zehnteile der vollen Gebühr l nur zur 
Hälfte erhoben.“ N 
6. Im 8 56 Abſ. 1 treten an die Stelle 1 5 Worte „drei Viertel der vollen Sein: die Worte 
„die volle Gebühr“. 5 N 
7. Im 8 57 treten a 
a) in Abſ. 1 Ziff. 1 an die Stelle der Worte „drei Viertel der vollen Gebühr“ die Worte 
„die volle Gebühr“; 
b) in Abſ. 3 Satz 2 an die Stelle der Worte „teils drei Viertel der vollen“ die Worte „teils 
der vollen“ und 
c) in Abſ. 3 Satz 3 an die Stelle bet Worte „drei Viertel der vollen Gebühr“ die Worte 
„die volle Gebühr“. 
8. Im 8 69 werden in Ziffer La die Zahlen „200“ durch „176“, „100“ durch „88“, „50“ 1 
A 25 durch „22 und „5“ durch „4“ erſetzt. | 
9. Im $ 90 Abi. 1 wird die Zahl „600“ durch die Zahl „500“ und die Zahl „1,50“ dich 
die Zahl „1,10“ erſetzt. 
10. Im $ 103 Abſ. 1 Ziff. 2 wird die Zahl „25“ durch die Zahl „22“ und in Ziff. 3 die I 
660“ durch die Zahl „56“ erſetzt. 
11. Im § 105 Abſ. 2 wird die Zahl „25“ durch die Zahl „22“ und die Zahl „6 60 durch die 
Zahl „56“ erſetzt. 
12. Im $ 107 Abſ. 1 wird die Zahl 600 durch die Zahl „56“ erſetzt. 
13. Im $ 113 Abſ. 1 wird die Zahl „7,50“ durch die Zahl „6“ und die Zahl „5“ durch die Zahl 
„4“ erſetzt. 
14. Im $ 117 Ziff. 3 wird die Zahl „12,50“ durch die Zahl „11“ erſetzt. 


Artikel II 


Die Gebührenordnung für Notare in der für Danzig geltenden Faſſung (G. Bl. 1923 S. 426, 
1094, 1101, 1242; 1924 S. 17, 101; 1925 S. 54; 1926 S. 65; 1928 S. 32, 78; 1931 S. 645) 
wird wie folgt geändert: 
1. Im $ 12 wird die Zahl „25“ durch die Zahl „22“ erſetzt. 
2. § 14 Abſ. 1 Ziff. 1 erhält folgende Faſſung: 
„1. Im Falle des Empfangs zum Zwecke der Auszahlung an dritte Perſonen für Rechnung d 
Auftraggebers von der auf volle 10 G aufgerundeten Summe: 


S . 


5 


2 


bis zu 1000 8 einſchließlich. 1 „ „%% 
von dem Mehrbetrage bis zu 10000 Gen e 5 ET ES ERED NN 
von dem Mehrbetrage . i RE BL DET) 


3. Im § 15 Abſ. 2 wird die Zahl „2,50“ bt) 95 Zahl 3 BO: 1 5 


Artikel III 


Soweit in Geſetzen auf Vorſchriften verwieſen iſt, die durch dieſe Verordnung geändert werden, 
treten die entſprechenden Vorſchriften dieſer Verordnung an ihre Stelle. 


Artitel IV 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Januar 1932 in Kraft. 
Danzig, den 18. Dezember 1931. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dumont 


1998 „5 


über die Hinausſchiebung des Zeitpunktes für die Aufhebung der gewerbsmäßigen Steltenvermiilune 1 — 


Vom 21. 12. 1931 


Auf Grund des § 1 Ziff. 32 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. 9. 1931 (G. Bl. S. 719) wird 
folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel | 


In § 24 des Geſetzes über Arbeitsvermittelung vom 27. 6. 1930 (G. Bl. S. 147) wird die Se. 


e durch die Zahl „1934“ erſetzt. 


Artikel II 
Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 21. Dezember 1981. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


194 Verordnung 
zur Ergänzung des Verſorgungsgeſetzes und des Altrentnergeſetzes vom 8. 11. 1928 
(G. Bl. S. 365). 
Vom 18. 12. 1931. ; 

Auf Grund des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. 9. 1931 (G. Bl. S. 719) Ziff. 19 und 32 wird 

folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel I 
Sl 

Bezieht ein Verſorgungsberechtigter neben Bezügen nach dem Verſo gung oder teen 

geſetz ein nicht unter die ſonſt geltenden Ruhensvorſchriften fallendes Arbeitseinkommen nach § 6 Abſ. 1 


Nr. 1 bis 4 des Einkommenſteuergeſetzes (Anrechnungseinkommen), ſo wird die Rente nach Maßgabe >= 


der nachſtehenden Beſtimmungen gekürzt. 
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Bis zur Höhe von 7380 Gulden jährlich bleibt das Anrechnungseinkommen für eine Kürzung 


der Rente außer Betracht (kürzungsfreies Anrechnungseinkommen). 


5 83 
Die Rente wird um die Hälfte des Betrages gekürzt, um den das Anrechnungseinkommen (§ 1) 
das kürzungsfreie Anrechnungseinkommen (§ 2) überſteigt. Eine Kürzung tritt aber nur inſoweit ein, 
als Rente und Anrechnungseinkommen den Betrag von 11070 Gulden im Jahre überſteigen. 


8 4 


Zu den Beträgen von 7380 Gulden (S 2) und 11070 Gulden (§ 3) treten für jedes Kind, . 
das dem Rentenempfänger ein Kinderzuſchlag gewährrt wird, 738 Gulden. 0 


. 8 5 
(1) Für die Höhe des Anrechnungseinkommens iſt der Steuerbeſcheid des laufenden Jahres mit 
dem Betrag maßgebend, mit dem die einzelnen Teile des Anrechnungseinkommens bei der Beſteuerung 
eingeſetzt worden ſind. Bis zum Ergehen dieſes Beſſcheides wird der Regelung der vorjährige Steuer⸗ 
beſcheid zugrunde gelegt, unbeſchadet des Nachweiſes des Betreffenden, daß ſein Anrechunngseig⸗ 
kommen ſich ſeitdem verändert hat. Wenn und ſoweit das Anrechnungseinkommen zur Beſteuerung 
noch nicht herangezogen iſt, ſind zunächſt die Angaben des Bezugsberechtigten der Regelung ſeiner 
Rente zugrunde zu legen. 5 
(2) Die Steuerbehörde hat dem Staatlichen Verſorgungs⸗ und Penſionsamt auf deſſen Ver⸗ 
langen Auskunft über die Höhe des Anrechnungseinkommens zu geben. 


969 
i § 6 
Bezieht eine unter die Beſtimmungen des Verſorgungsgeſetzes oder des Altrentnergeſetzes fallende 
Witwe oder Weiſe neben ihrer Verſorgung ein Anrrechnungseinkommen (8 1), jo gelten die SS 25 
entſprechend. 
§ 7 
(1) Die Rente iſt wieder zu gewähren, wenn und ſoweit die Vorausſetzungen für die Kürzung 
wegfallen. 
(2) Die Kürzung oder Wiedergewährung einer Rente tritt mit dem Tage ein, an dem die Vor⸗ 
ausſetzungen hierfür gegeben ſind. Jeder Monat wird hierbei mit 30 Tagen berechnet. 
(3) Zuviel gezahlte Bezüge, die nach dieſem Abſchnitt hätten gekürzt werden müſſen, können zu⸗ 


rückgefordert werden, auch ſoweit eine Bereicherung nicht mehr vorliegt. 


(4) Anderungen des Anrechnungseinkommens von weniger als 123 Gulden monatlich gegenüber 
dem Stande der letzten Regelung können außer Betracht bleiben. 
a en 
Jeder Verſorgungsberechtigte, der ein Anrechnungseinkommen (8 1) bezieht, iſt verpflichtet, inner⸗ 
halb eines Monats nach Verkündung dieſer Verordnung dem Staatlichen Verſorgungs- und Penſions⸗ 
amt den Bezug eines ſolchen Einkommens ſowie ſpätere Erhöhungen dieſes Einkommens anzuzeigen. 
5 § 9 5 
Kommt ein Verſorgungsberechtigter der im § 8 beſtimmten Verpflichtung vorſätzlich oder grob fahr- 
läſſig nicht nach, oder gibt er ſein Einkommen vorſätzlich oder grob fahrläſſig zu niedrig an, ſo kann 
er ſeiner Rente ganz oder teilweiſe auf Zeit oder Dauer für verluſtig erklärt werden. Gegen die Ent⸗ 
ſcheidung über die Schuldfrage ſowie über die Dauer und Höhe der Entziehung iſt Berufung beim 
Verſorgungsgericht zuläſſig. 
Arttrel II 
Die vorſtehenden Beſtimmungen treten mit Wirkung vom 1. 1. 1932 in Kraft. 
Danzig, den 18. Dezember 1931. ö 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski-⸗Keiſer Dr.⸗Ing. Althoff 


195 Verordnung 


über Tagesſteuerſcheine für die Benutzung abgemeld eter Kraftfahrzeuge in der Winterzeit 1931/1932. 
5 Vom 21. 12. 1931. 5 
Auf Grund der Nr. 32 des $ 1 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. September 1931 (Gef. Bl. 


S. 719) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
Zur vorübergehenden Benutzung von Kraftfahrzeugen, die für die Winterzeit abgemeldet worden 
ſind, kann bei dem Polizeipräſidenten innerhalb der Zeit vom 1. Januar 1932 bis 15. März 1932 
die Erteilung von Tagesſteuerſcheinen beantragt werden. s 
f 82 
Ein Tagesſteuerſchein darf nicht länger als für vier aufeinanderfolgende Tage erteilt werden. Die 
Geſamtdauer der erteilten Scheine darf in der Zeit bis zum 15. März 1932 nicht über fünfzehn Tage 


hinausgehen. 


i §3 
(1) Die Ausſtellung der Tagesſteuerſcheine erfolgt nur auf den Namen der Perſon, für die die 
letzte Steuerkarte gelöſt worden iſt. Sie ſetzt alſo die frühere Ausſtellung einer Steuerkarte voraus. Der 
Tagesſteuerſchein hat auch die hauptſächlichſten Angaben über die Beſchaffenheit des Kraftfahrzeugs 
zu enthalten. . i ö 
(2) Der nach Abſ. 1 erteilte Schein erſetzt für die Zeit der Gültigkeit einen Zulaſſungsſchein und 
eine Steuerkarte. N 


8 4 
(1) Die Steuer beträgt: 
für Krafträder (mit und ohne Beiwagen .. 6 15 
für Laſtkraftwagen (mit und ohne Anhänger) 5 


für Perſonenkraftwagen mit einer Jahresſteuer 
dd a 


„ 


Bere 
für jeden Tag. 5 FE 8 
(2) Der Mindeſtbetrag der Steuer für Krafträder it 3, — Gulden, für Ai 5,.— Gulden. 


Be 

(8) Die Steuer a in Saison a ee 2 

85 on der 8 nach § 4 wird als Zulaſſangs gebühr ein Betrag von von 2 Gulden er⸗ 5 
hoben. Die Ausſtellung des Scheins iſt ſtempelfrei. : 5 


erg 

Zugleich mit der e des Gagesfteueifgeins it dem Antragſteller ein polizeiliches Kenn⸗ BE: 

Zeichen m das N nach den Vorſchriften über den e zuzuteilen. 5 3 
= BT 

Nach Ablauf der Gültigkeitsdauer ſind der Tagesſteuerſchein und das polizeiliche en gehen un⸗ 
verzüglich an das Polizeipräſidium abzuliefern. Iſt die Ablieferung nicht oder nicht rechtzeitig erfolgt, 
ſo gelten die Vorausſetzungen der Steuerpflicht auf Grund des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes nach dem 
erſten Gültigkeitstage des Steuerſcheins gegeben. Der nach § 4 Abſ. 1 entrichtete Betrag wird auf die 
fällig gewordene Steuer angerechnet. ’ 


8 
nee Verordnung tritt mit dem Tage ihrer ee in Kraft. 
Danzig, den 21. Dezember 1931. 8 8 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 1 Be TE 
Dr. Ziehm Dr. Hoppenrath = 


196 Verorduung i g 43 
über Verwendung von Stempelzeichen für Tagesſteuerſcheine bei der Kraſtfahrzeugſteuer. 
Vom 21. 12. 1931. 

Zur Durchführung des § 4 Abſ. 3 der Verordnung vom 21. eie ber 1931 über die Tages BR 
ſteuerſcheine für die Benutzung abgemeldeter Kraftfahrzeuge in der Winterzeit 1931732 (Geſ. Bl. 
S. 969) wird angeordnet: 

1. Die Erhebung der Siarkiaprasilaftener zu den Tagesſteuerſcheinen nach der vorgenannten i 
Verordnung geſchieht durch Entwertung von Stempelmarken, die auf der Rückſeite des 
Scheines anzubringen ſind. i 

2. Zur Verwendung gelangen die für die Urkundenſteuer beſtimmten Stempelmarlen, die mit j 
einem Aufdruck: „Kraftfahrzeugſteuer“ verſehen ind. 

3. Hinſichtlich der Entwertung der Stempelmarken gelten die gleichen Vorſchriften, wie für die 
Urkundenſteuer (Ausführungsbeſtimmungen zum e vom 16. 8. 1910). ; 


ren: den 21. Dezember 1931. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr. Hoppenrath 


